
 

Medienmitteilung der EVP Aargau zur Anhörung Sozialhilfe- und Präventionsgesetz; Aenderung 

 

EVP kritisch gegenüber Erstbetreuung 

der eingereisten S-Flüchtlinge durch die 

Gemeinden 
 

Die Evangelische Volkspartei (EVP) äussert sich ablehnend gegenüber der Aenderung im Sozial-

hilfe- und Präventionsgesetz und will die Erstbetreuung von Schutzbedürftigen ohne Aufent-

haltsbewilligung nicht an die Gemeinden delegieren. 

                          

Die Unterbringung, Unterstützung und medizinische Versorgung von Schutzbedürftigen ohne Aufenthalts-

bewilligung ist aufwändig und muss gemäss EVP durch die Behörden erfolgen. Bei einer allfälligen Ver-

schlechterung der Lage in der Ukraine und entsprechend vielen Menschen, die neu in die Schweiz einrei-

sen, werden die Gemeinden schnell an die Grenzen ihrer personellen Kapazitäten und ihrer Unterbrin-

gungsmöglichkeiten kommen.  

Die EVP will ein effizientes «Ankunftsmanagement» mit klaren Standards. Dieses kann bei grösseren Flücht-

lingsströmen nur in Zusammenarbeit von Kanton und Gemeinden bewältigt werden. Ebenso sind dann die 

vielen Ehrenamtlichen (allfällige Gastgeber, Vereine und Kirchen) unabdingbar. Wenn der Kanton die Ver-

antwortung an die Gemeinden delegiert, installiert er gemäss EVP einen neuen Flickenteppich im Asylbe-

reich und erschwert die ersten Integrationsbemühungen und eine faire Erstbetreuung.  

 

Für Auskünfte: 

Therese Dietiker, Co-Präsidentin EVP Aargau, Aarau, Tel. 077 411 68 03 
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